
Ministerium für Kultur und Wissenschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 

An den 
Vorsitzenden des Hauptausschusses 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Klaus Voussem MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Ministerium für 
Kultur und Wissenschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Die Ministerin 

. Schriftliche Beantwortung von Fragen der SPD-Fraktion zum Ein­

zelplan 06 des Haushaltsplanentwurfs 2023 im Hauptausschuss 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

zu den mit Schreiben vom 15. November 2022 übermittelten Fragen der 
SPD-Fraktion zum Eintwurf des Landeshaushalts 2023 im Zuständig­
keitsbereich des Hauptausschusses nehme ich in der Reihenfolge der 
Fragen wie folgt Stellung: 

Die Erhöhung der Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 06 070 Titel 
684 21 ist auf die gestiegene Anzahl von jahresübergreifenden Projek­
ten zurückzuführen, die z.B. mit Hochschulen oder Theatern durchge­
führt werden, die ihrerseits einem überjährigen Planungszyklus unterlie­
gen. 

Dies gilt insbesondere für folgende Vorhaben/Projekte: 

Demokratiewerkstätten im Quartier, 

Was bewegt NRW, 

Demokratie für mich, 

- Theaterförderung, 

- zahlreiche Veranstaltungen, 

Rechtsextremismus-, Rassismus und Antisemitismuskritik in der 
Hochschulausbildung, 

- Rahmenverträge zum Internet, Web-Hosting etc. 
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Aktenzeichen: 

Z.11 

bei Antwort bitte angeben 

lna Brandes 

Völklinger Straße 49 

40221 Düsseldorf 

Telefon 0211 896-4112 

Telefax 0211 896-4555 

poststelle@mkw.nrw.de 

www.nikw.nrw 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

S-Bahnen S 8, S 11, S 28 

(Völklinger Straße) 

Rheinbahn Linie 709 

(Georg-Schulhaff-Platz) 

Rheinbahn Linien 706, 707 

(Wupperstraße) 

merten
Parlamentspapiere
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Die Ausgaben der Landeszentrale für Aktivitäten anlässlich der Land­
tagswahl 2022 belaufen sich auf 281.673,59 Euro. 

Die Förderung der Beratungsstellen für Opfer rechtsextremer Gewalt, 
die fünf Träger der Mobilen Beratungen gegen Rechtsextremismus und 
für die zivilgesellschaftliche Ausstiegsberatung NinA NRW wird im Haus­
haltsjahr 2023 verlässlich fortgeführt. Die Landesregierung verfolgt wei­
ter das Ziel der Stärkung der Beratungsstrukturen und prüft hier entspre­
chende Maßnahmen. 

Der Abschluss der Evaluation der Beratungsstrukturen gegen Rechts­
extremismus und Rassismus hat sich verzögert. Der Abschlussbericht 
ist erst kürzlich im November vorgelegt worden. In der Sitzung des 
Hauptausschusses am 19. Januar 2023 soll der Abschlussbericht vorge­
stellt werden. Die gesamte Evaluation wird intern ausgewertet und hin­
sichtlich der Handlungsempfehlungen geprüft. 

Eine Vielzahl der in Kapitel 06 070 Titelgruppe 60 veranschlagten Pro­
jekte sind im Herbst 2021 bis in das Jahr 2024 bewilligt worden. Daher 
ist die Verpflichtungsermächtigung in 2023 planmäßig abgesenkt wor­
den. Die Mittel i.H.v. 435.000 Euro werden für die Bewilligung von ver­
schiedenen Projekten im Jahr 2023 für das Jahr 2024 benötigt. 

Das Verfahren zu den Erhöhungsmitteln des Bundes über das Pro­
gramm „Demokratie leben!" ist derzeit noch nicht abgeschlossen. Über 
die Gesamtsumme der Förderung für 2023 kann erst nach Bewilligung 
des Änderungsantrags des Bundes Auskunft gegeben werden. 

Bei Kapitel 06 051 Titelgruppe 63 sind für 2022 einmalig Mittel i.H.v. 
300.000 Euro zur Weiterführung und Entwicklung der Digitalisierung bei 
den Heimatsammlungen und institutionell geförderten Einrichtungen ver­
anschlagt worden (Drs. 17/15715). Daraus leitet sich die Reduktion um 
den entsprechenden Betrag in 2023 ab. Gleichzeitig ist eine Erhöhung 
der Förderung für die aus dieser Titelgruppe maßgeblich institutionell 
geförderten Einrichtungen in Höhe von i.H.v. 53.400 Euro etatisiert. 

Die Mittel für den Dienstleistungsvertrag des Beauftragten für die Be­
lange von deutschen Heimatvertriebenen, Aussiedlern und Spätaussied­
lern sind Kapitel 06 051 Titel 686 10 veranschlagt. Um den Vertrag bis 
einschließlich 2027 abschließen zu können, ist eine Verpflichtungser­
mächtigung i.H.v. 172.000 Euro ausgebracht. 

Seite 2 von 3 



Ministerium für 
Kultur und Wissenschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Die Ministerin · 

Seite 3 vori 3 


